
NIEDERSCHRIFT 

  zur 26. Sitzung des Gemeinderates 
in der 15. Funktionsperiode ab 1954 am Montag, den 30. September 2024  

um 19.30 Uhr im Gemeindeamt Hinterbrühl, Hauptstraße 29a. 
 
 

Anwesend sind: 
Bgm. Mag. Erich Moser 
Vbgm. Ulrike Götterer 
gfGR Peter Durec 
gfGR Dr. Hansjörg Preiss 
gfGR Peter Pikisch 
GR Diego Vizuete Barahona 
GR Elisabeth Csekits  
GR Gerhard Haindl 
GR Christine Neumann 
GR Harald Mayerhofer 
GR Dr. Amilcar Vizuete Barahona 
 

 
gfGR Johanna Riedl 
GR DI Gottfried Arnold 
GR Anita Scherz 
GR Mag. Claudia Haider-Kasztler 
 
gfGR Heinrich Holzer 
GR Brigitte Holzer  
 
GR Mag.rer.soc.oec. Robert Prasnikar 

Vorsitz: 
Bgm Mag. Erich Moser 
 

 

Schriftführer: 
AL Julia Holzer 

Entschuldigt abwesend: 
GR Richard Mayssen 
GR Michael Mayer-Wildenhofer 
GR Lukas Hanzl 
gfGR Mag. Johannes Schwertner 
GR Mag. Dr. Michael Weihs 
GR Elias Scherz 
GR Franz Libardi 
 

 

Tagesordnung 
GR öffentlicher Teil 

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 29.08.2024 
3. Bericht des Bürgermeisters 
4. Nutzungsvereinbarung mit Pfarre Hinterbrühl – Vorgarten Hauptstraße 
5. Fahrbahndeckensanierung Gießhüblerstraße 21 – 20a - Auftrag 
6. Sanierung Hauptstraße Ost – Grünraumgestaltung - Auftrag 
7. Änderung des Bebauungsplans 2024-1 

a) Behandlung der eingelangten Stellungnahmen 
b) Verordnung 

8. Gestaltungsbeirat 
a) Ernennung der Mitglieder 
b) Statuten 

9. KU 25/2022 Bausperre gem. § 34 NÖ ROG 2014, Regelung Baufluchtlinien – 
Verlängerung um ein weiteres Jahr 

10. Sondernutzungen 
a) SN 10/2024 
b) SN 23/2024 
c) SN 24/2024 
d) SN 43/2024 

11. Förderung anderer Veranstaltungen über Kultur-ABO 2024/2025 
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12. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 

 

GR nicht öffentlicher Teil 

13. Wohnungsangelegenheiten – Vergabe Hauptstraße 19/6/5 
14. Wohnungsangelegenheiten – Verlängerung Mietvertrag Brühlerstraße 110C Büro 
15. Personalangelegenheiten – unbefristete Dienstverträge 

 
 

GR öffentlicher Teil 
 
1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 19.31 Uhr und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 29.08.2024 
Bis zum Beginn der Sitzung wurden keine schriftlichen Einwände gegen das Protokoll 
eingebracht, daher gilt das Protokoll als genehmigt. 
 
 
3. Bericht des Bürgermeisters 
Hochwassersituation: 
Die Bäche im Gemeindegebiet sind nicht über die Ufer getreten. Die Feuerwehren im 
Gemeindegebiet Hinterbrühl hatten an diesen Tagen ca. 60 Einsätze. Es haben an diesem 
Wochenende mehrere Gespräche mit den Kommandanten der 3 Feuerwehren, dem Leiter 
des Straßendienstes der Gemeinde und der Polizei stattgefunden. Es wurde konstruktiv 
und zielorientiert gearbeitet, sehr gute Zusammenarbeit mit allen Beteiligten.  
 
Sanierung Hauptstraße Ost, BT 3: Sanierung fast abgeschlossen, Bepflanzung fehlt noch, 
wird diese Woche begonnen, Einsegnung am Sonntag 06.10.2024 im Zuge des 
Erntedankfestes. 
 
Zu- und Umbau Volksschule/Hort: Umbau hat Mitte Juli begonnen, große Herausforderung 
im laufenden Betrieb. 
 
Seniorenausflug findet am Montag, 07.10.2024 statt, es werden 4 große und ein kleiner 
Bus auf Grund der vielen Anmeldungen benötigt.  
 
 
4. Nutzungsvereinbarung mit Pfarre Hinterbrühl – Vorgarten Hauptstraße 
Es werden eine digitale Schautafel, eine E-Bike Station mit Servicestelle und 2 Bänke inkl. 
Pflasterungen links vor der Kirche auf dem Grundstück der Pfarre aufgestellt. Es liegt eine 
Nutzungsvereinbarung mit der Pfarre Hinterbrühl über das Grundstück vor. (Beilage 1) 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Nutzungsvereinbarung mit der Pfarre Hinterbrühl für die Nutzung des 

Pfarrgrundstückes für eine digitale Schautafel, eine E-Bike Station und 2 
Bänke wie vorgebracht zu beschließen. 

Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Enthaltung:   2 (A. Scherz, Haider Kasztler) 
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5. Fahrbahndeckensanierung Gießhüblerstraße 21 – 20a - Auftrag 
In der Gießhübler Straße soll im Bereich zwischen den ONr. 21 und 20a eine 
Fahrbahndeckensanierung durchgeführt werden. Vor Beginn der Arbeiten ist eine 
Verlegung der A1 Leitung im gegenständlichen Bereich notwendig. Diese Arbeiten sollen 
in den nächsten Wochen umgesetzt werden, danach kann die Fahrbahndecke saniert 
werden.  
Für die Fahrbahndeckensanierung wurde ein Angebot der Fa. Pittel+Brausewetter 
Gesellschaft m.b.H., Gußhausstraße 16, 1041 Wien in der Höhe von € 83.120,29 inkl. 
MwSt. vorgelegt.  
 
Die Sanierung soll mit dem Projekt Hauptstraße Ost mitfinanziert werden. Da die Firma 
Pittel+Brausewetter die Geräte und notwendigen Utensilien für die Durchführung der 
Sanierung noch vor Ort hat, ist hier auch eine Kostenersparnis inbegriffen. 
 
Die Kosten sollen auf dem Konto 5/6122-00200 verbucht werden. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Fa. Pittel+Brausewetter Gesellschaft m.b.H. mit der Angebotssumme 

von € 83.120,29 inkl. MwSt. für die Fahrbahndeckensanierung in der 
Gießhüblerstraße zu beauftragen.  

Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Enthaltung:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 
 
 
6. Sanierung Hauptstraße Ost – Grünraumgestaltung - Auftrag 
Für die Bepflanzung der Hauptstraße im BT 3 wurden namens der Marktgemeinde 
Hinterbrühl von der zieritz + partner ZT GmbH Ausschreibungsunterlagen im Wege einer 
Direktvergabe an folgende Firmen per E-Mail versandt. 
 
1. Firma Blattform, Schwimmteich & Gartengestaltung Matheis KG,  

Sonnenweg 1, 3042 Würmla 

2. Galand Gartengestaltung OG,  
Industriestraße 38, 2325 Himberg bei Wien 

3. Grünwert Garten- und Landschaftsbau GmbH,  
Sofie-Lazarsfeld Straße 19, 1110 Wien 

4. Grünbau Jakel GmbH,  
Franz Mairstraße 47, 2232 Deutsch-Wagram 

5. Gartengestaltung Ostermann Walter e.U.,  
Hauptstraße 70, 2351 Wiener Neudorf 

6. Starkl GmbH,  
Konsumstraße 6-8, 2331 Vösendorf 

 
In Abstimmung mit dem Auftraggeber wurde nach Abgabe der Erstangebote durch zwei 
Bieter der Pflegezeitraums auf 18 Monate (anstatt 36 Monate) mit 05.09.2024 verkürzt und 
die beiden im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter zu einer neuerlichen 
Angebotsabgabe bis 09.09.2024 aufgefordert. 
 
Folgende Angebote wurden vorgelegt: 
• Grünbau Jakel GmbH     € 95.081,61, exkl. MwSt.  
• Galand Gartengestaltung OG  € 113.474,59, exkl. MwSt.  
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Die beiden Angebote wurden auf Vollständigkeit und Formrichtigkeit geprüft. Die Angebote 
sind rechnerisch richtig. Die Angemessenheit der Preise wurde für beide Angebote 
geprüft.  
Das Angebot der Grünbau Jakel GmbH weist mit einer Angebotssumme von € 95.081,61 
exkl. MwSt. bzw. € 114.097,93 inkl. MwSt. die niedrigste Angebotssumme auf.  
Aufgrund der Vergabe nach dem Billigstbieterprinzip wird die Grünbau Jakel GmbH für 
den Zuschlag vorgeschlagen. 
 
Die Kosten werden auf dem Konto 5/6122-00200 verbucht 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Fa. Grünbau Jakel GmbH mit der Angebotssumme von € 114.097,93 inkl. 

MwSt. für die Bepflanzung der Hauptstraße im Bauteil 3 zu beauftragen. 
Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz , Haider-Kasztler) 
 
 
7. Änderung des Bebauungsplans 2024-1 (Beilage 2 Beschlussempfehlung) 
Gemäß §33 (1) NÖ Raumordnungsgesetz 2014 idgF. wurde der Entwurf des 
Bebauungsplans, Plan Nr. R-1901/BEP/05/B, Blatt 1 -7, im Gemeindeamt vom 18. Juni 
2024 bis 31. Juli 2024 zur allgemeinen Einsicht aufgelegt. Der Bebauungsplan ist vom 
Gemeinderat zu beschließen, wobei die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen hierbei 
in Erwägung zu ziehen sind.  
Während der öffentlichen Auflage ist eine Stellungnahme der Landesregierung und 
insgesamt 34 Stellungnahmen von betroffenen Grundeigentümer*innen und 
Anrainer*innen eingegangen. 
 

7. a) Behandlung der eingelangten Stellungnahmen 

 

➢ Stellungnahme Abt. Bau- und Raumordnungsrecht, Amt der NÖ 

Landesregierung (RU1-BP-224/040-2024 vom 20.06.2024) 

Mittels Schreiben der Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht wurde die Mitteilung der 

Landesregierung gemäß § 33 Abs. 2 NÖ ROG 2014 (R01-BP-224/040-2024 von 

20.06.2024) übermittelt. Dabei wurden folgende Bedenken vorgebracht:  

Zu Punkt 1.2. Maximal- und Minimalausmaße sowie Anordnung von Bauwerken: 

- Punkt 1.2.4. ist unklar formuliert 

- Sollte es sich bei dem in der Plandarstellung als BB1 gekennzeichneten Bereich um 

die unter 1.2.1. angeführten Grundstücke handeln, wird eine verständlichere 

Formulierung empfohlen 

- Es wird empfohlen, bereits in der Verordnung die Gründe für die Ausnahme – wie 

im Erläuterungsbericht dargestellt – anzuführen  

Betreffend die Anmerkungen unter Abschnitt I wird wie folgt Stellung genommen:  

Ad Punkt 1.2. (Maximal- und Minimalausmaße sowie Anordnung von Bauwerken): 

- Die Bebauungsvorschriften werden für Pkt. 1.2.1 und 1.2.4 wie folgt ergänzt 

bzw. präzisiert (Änderungen in Rot): 

1.2.1 Die bebaute Fläche darf höchstens 300 m² je Bauplatz betragen, ausgenommen 

Gebäude, im Bauland Sondergebiet und Gebäude, die landwirtschaftlichen 

Betriebszwecken dienen, sowie für erforderliche Zu-, Um- und Neubauten von 
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Gebäuden im öffentlichen Interesse mit Einrichtungen der sozialen, technischen 

oder Versorgungsinfrastruktur. 

Als Gebäude im öffentlichen Interesse gelten nur solche im Eigentum einer 

Gebietskörperschaft oder einer von einer Gebietskörperschaft beherrschten 

Gesellschaft. Weiters gilt die Beschränkung der bebauten Fläche nicht für 

folgende Grundstücke, die in Hinblick auf die strukturelle Entwicklung besondere 

Eignungen für großvolumige Bauvorhaben aufweisen: 

.27, .426, .34, 639/4, 193/4, 1001, 79/14, 84/2 KG Hinterbrühl 

  97/2, 230/1, 404 KG Weissenbach 

 

1.2.4 Der in der Plandarstellung als BB1 gekennzeichnete Bereich (Besondere 
Bestimmungen) ist von den Bestimmungen 1.2.1 bis 1.2.3 ausgenommen bzw. 
ist für die unter Bestimmung 1.2.1 für die darin angeführten Grundstücke 
Bestimmung 1.2.1 anzuwenden  

 

Ad Punkt 1.2.5. (Ausnahmen): 

➢ Nach telefonischer Rücksprache mit Mag. Lampl, Abt. RU1, besteht kein 

Änderungs-/Ergänzungsbedarf. 

 

BGM Moser stellt den  
Antrag, die vorgeschlagenen Änderungen der Beschlussempfehlung in rot zu 

übernehmen. 

Beschluss: Zustimmungen: 15 

 Gegenstimmen:   3 (Prasnikar, A. Scherz, Haider-Kasztler) 

 Stimmenthaltungen:   0 
 

❖ eingelangten Stellungnahmen gem. § 33 Abs. 1 NÖ ROG 2014 

Während der öffentlichen Auflage sind insgesamt 34 Stellungnahmen von betroffenen 

Grundeigentümer*innen und Anrainer*innen fristgerecht eingegangen: 

1. Anna-Maria und Ing. Johannes Schneider, 28.06.2024, Hauptstraße 43, KG Hinterbrühl 

2. Dragutin Ivaci, 02.07.2024, Wagnerstraße 28, KG Hinterbrühl 

3. Billa Aktiengesellschaft, vertreten durch Dr. Richard Krist, 24.07.2024, Hauptstraße 14, KG 

Hinterbrühl 

4. Mag. Verena Trinkl-Sebald und Mag. Marisa Sebald, 25.07.2024, Eichbergstraße 3, KG Hinterbrühl 

5. Dr. Heinrich Klech, 26.07.2024, Weissenbach 36, KG Weissenbach bei Mödling 

6. Andrea Leeb, Gabriele Siderits und Hubert Przyhoda, vertreten durch Mag. Dr. Otto Ranzenhofer, 

26.07.2024, Johannesstraße 42, KG Hinterbrühl 

7. Mag. Christian Grohr, 29.07.2044 

8. DI Peter Klein, 29.07.2024, Gießhübler Straße 81, KG Hinterbrühl 

9. DI Peter Klein, 29.07.2024, Gießhübler Straße 81, KG Hinterbrühl 

10. Mag. Vladlena Blinova und Ing. Johannes Stari, vertreten durch Mag. Philipp Schada, 29.07.2024, 

Promenadeweg 3, KG Hinterbrühl 

11. DI Nikolai Jerabek, 29.07.2024, Johannesstraße 34, KG Hinterbrühl 

12. Bettina Forstner, 29.07.2024, Johannesstraße 36, KG Hinterbrühl 

13. Konvent der Dominikanerinnen Wien-Hacking, vertreten durch Dr. Johannes Kuhn, 30.07.2024, 

Wagnerstraße 5, KG Hinterbrühl 

14. Dr. Christian Grösswang, vertreten durch Mag. Stefan Aufhauser, 30.07.2024, Kröpfelsteigstraße 19, 

KG Hinterbrühl 

15. DI Gunhild Layr, 31.07.2024, Gießhübler Straße 85a, KG Hinterbrühl 

16. DI Thomas Tschapowetz, 31.07.2024, Gießhübler Straße 85, KG Hinterbrühl 

17. Bernhard Machacek, 31.07.2024, Wagnerstraße 20, KG Hinterbrühl 
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18. DI Silvia Dittrich und Mag. Peter Buschka, 31.07.2024, Hauptstraße 21, KG Hinterbrühl  

19. Mag. Angelika Wild, 31.07.2024, Hauptstraße 98, KG Hinterbrühl 

19a. Mag. Angelika Wild und Andreas Jankowitsch, 31.07.2024, Hauptstraße 98, KG Hinterbrühl 

20. Mag.a Edith Kierein, 31.07.2024, Wagnerstraße 29, KG Hinterbrühl 

21. DI Peter Klein, 31.07.2024, Gießhübler Straße 81, KG Hinterbrühl 

22. Dr. Marion Klein, 31.07.2024, Gießhübler Straße 81, KG Hinterbrühl 

23. Dr. Gerhard Schulz, 31.07.2024, Wagnerstraße 11a, KG Hinterbrühl 

24. Eleonora Watts, 31.07.2024, Hauptstraße 92, KG Hinterbrühl 

25. Anneliese und Otto Neuwirth, Ing. Leopold Kurz, 31.07.2024, Johannesstraße 21, KG Hinterbrühl 

26. Andreas Jankowitsch, 31.07.2024, Hauptstraße 98, KG Hinterbrühl 

27. Humer Privatstiftung, vertreten durch Mag. Johannes Haider, 01.08.2024, Gaadner Straße 120, KG 

Hinterbrühl 

28. Ulrich Hovadek, 01.08.2024, Schöffelweg 2a, Hauptstraße 64, KG Hinterbrühl 

29. DI (FH) Margit Petermaier MA, 01.08.2024, Hauptstraße 29-3-6, KG Hinterbrühl 

30. Helmut Lippitsch, 01.08.2024, Johannesstraße 26, KG Hinterbrühl 

31. Barbara Urban, 01.08.2024, Mödling 

32. Stefan Auer, 01.08.2024, Kientalgasse 3a, KG Hinterbrühl 

33. DI Wilhelm und Dkfm. Ingrid Sedlak, 01.08.2024, Am Grillenbühel 5, KG Hinterbrühl 

34. Mag. Stephan Weinberger, 01.08.2024, Gaadner Straße 18b, KG Hinterbrühl 

 

➢ Bestimmung 1.2.1 

Zur Bestimmung 1.2.1 sind die Stellungnahmen 9, 19, 24, 26, 28, 29 und 30 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahme sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

Zu Punkt 1.2.1 wurde von Fr. Mag. Lampl eine Stellungnahme (siehe 7a) abgegeben. Die 

Anmerkungen wurden in die Beschlussempfehlung übernommen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 1.2.1 der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot) 

1.2.1 Die bebaute Fläche darf höchstens 300 m² je Bauplatz betragen, 

ausgenommen Gebäude, im Bauland Sondergebiet und Gebäude, die 

landwirtschaftlichen Betriebszwecken dienen, sowie für erforderliche Zu-, Um- 

und Neubauten von Gebäuden im öffentlichen Interesse mit Einrichtungen der 

sozialen, technischen oder Versorgungsinfrastruktur. 

Als Gebäude im öffentlichen Interesse gelten nur solche im Eigentum einer 

Gebietskörperschaft oder einer von einer Gebietskörperschaft beherrschten 

Gesellschaft. Weiters gilt die Beschränkung der bebauten Fläche nicht für 

folgende Grundstücke, die in Hinblick auf die strukturelle Entwicklung 

besondere Eignungen für großvolumige Bauvorhaben aufweisen: 

.27, .426, .34, 639/4, 193/4, 1001, 79/14, 84/2 KG Hinterbrühl 

  97/2, 230/1, 404 KG Weissenbach 

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimme:   2  (A. Scherz, Haider-Kasztler)  

 Stimmenthaltung:   0  

 
 

➢ Bestimmung 1.2.4 

Zur Bestimmung 1.2.4 sind die Stellungnahmen 9 und 29 eingegangen. Die Ergebnisse 

der Prüfung der eingelangten Stellungnahme sind den Beschlussempfehlungen zu 

entnehmen.  
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Zu Punkt 1.2.4 wurde von Fr. Mag. Lampl eine Stellungnahme (siehe 7a) abgegeben. Die 

Anmerkungen wurden in die Beschlussempfehlung übernommen.  

Da Bgm. Moser in den oben angeführten schriftlichen Stellungnahmen mit seinem eigenen 

Betrieb erwähnt wurde, verlässt Bgm. Moser den Sitzungssaal und übergibt den Vorsitz an 

Vbgm. Götterer. 

Vbgm. Götterer stellt den  
Antrag,  Punkt 1.2.4 der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot) 

1.2.4 Der in der Plandarstellung als BB1 gekennzeichnete Bereich (Besondere 

Bestimmungen) ist von den Bestimmungen 1.2.1 bis 1.2.3 ausgenommen bzw. 

ist für die unter Bestimmung 1.2.1 für die darin angeführten Grundstücke 

Bestimmung 1.2.1 anzuwenden  

 

Beschluss: Zustimmungen: 15 (ohne Bgm. Moser) 

 Gegenstimmen:   2 (Haider-Kasztler, Scherz) 

 Enthaltung:   0 

 

Bgm. Moser betritt den Sitzungssaal, und übernimmt den Vorsitz. 

 

➢ Bestimmung 1.2.5 

Zur Bestimmung 1.2.5 ist die Stellungnahmen 3 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahme sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 1.2.5 der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot) 

 
1.2.5. Unversiegelte Grundflächen sind Teile von Bauplätzen, in denen jegliche 

bauliche Anlagen unzulässig sind, ausgenommen unterirdische Bauwerke, 
deren Oberkante mindestens 0,80 m unter der bestehenden oder bewilligten 
Höhenlage des Geländes liegt.  
Die unversiegelte Grundfläche muss mindestens 50% der Bauplatzfläche, 

mindestens jedoch 400 m2 betragen. Bei einer im Bebauungsplan 

ausgewiesenen Bebauungsdichte von 40% und mehr beträgt das Ausmaß 

dieser unversiegelten Grundfläche 70% jener Fläche, die sich aus der 

Differenz der Bauplatzfläche und der zulässigen bebaubaren Fläche ergibt. 

Die Mindestgröße der unversiegelten Grundfläche von 400 m2 gilt nicht für 

Bauplätze mit einer Fläche unter 700 m2. 

Dies gilt nicht für Grundstücke, die als Bauland-Sondergebiet gewidmet sind. 

Weiters gilt die Beschränkung der versiegelten Flächen nicht für nachfolgende 

Grundstücke mit bestehenden Handelseinrichtungen, die im Hinblick auf die 

Sicherung der Grundversorgung der Bevölkerung von besonderer Bedeutung 

sind: 

193/4, KG Hinterbrühl 

404 und 230/1, KG Weissenbach 
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Bei einer baulichen Veränderung (durch Abbruch und Neubau oder 

Abänderung eines bestehenden Bauwerks) darf das Ausmaß der auf Grund 

einer am 31.12.2023 vorliegenden Baubewilligung bestehenden versiegelten 

Flächen nicht weiter vergrößert werden.  

Beschluss: Zustimmungen: 15 

 Gegenstimme:   3 (Haider-Kasztler, A. Scherz, Prasnikar) 

 Stimmenthaltungen:   0 

 

 

➢ Bestimmung 1.4. 

Zur Bestimmung 1.4. ist die Stellungnahme 19 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahme sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 1.4. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen ist nicht Gegenstand 

der Änderung und bleibt daher unverändert.  

Beschluss: einstimmig angenommen 

 

 

➢ Bestimmung 1.5.1.  

Zur Bestimmung 1.5.1. sind die Stellungnahmen 5, 7, 8, 15, 16, 19, 20, 22, 23, 24, 26, 30, 

31, 32, 34 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

Bgm. Moser stellt den  
Antrag,  Die gegenständliche Änderung der Bebauungsbestimmung soll vorläufig 

zurückgestellt werden und die bestehende Bebauungsbestimmung ohne 

weitere Änderungen übernommen werden.  

Beschluss: einstimmig angenommen 

 

 

➢ Bestimmung 1.10.1. 

Zur Bestimmung 1.10.1. sind die Stellungnahmen 10 und 11 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 
Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  
 
BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 1.10.1. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut der Auflage 

wie folgt zu beschließen: 

1.10.1. Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen oder Parks dürfen eine 
Bauwerkshöhe von 1,80 m nicht überschreiten (gemessen vom 
Bezugsniveau) und sind durch Pfeiler oder Steher in Felder von maximal 
3,00 m Länge zu gliedern.  

Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 
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❖ Allgemeine Einwände zur Ausweisung/zu Bestimmungen der Schutzzonen 

Zu den Schutzzonen im Allgemeinen sind die Stellungnahmen 2, 4, 6, 11, 12, 14, 17, 19, 

25, 27, 28, 33 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag, zu den Schutzzonen im Allgemeinen ergeben sich gegenüber der Auflage 

keine Änderungen und sollen daher wie aufgelegt beschlossen werden.  

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimmen:   0 

 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 

 

 

➢ Bestimmung 2.1.4. 

Zur Bestimmung 2.1.4. ist die Stellungnahme 24 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 2.1.4. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot) 

2.1.4. In Bereichen, die von öffentlichen Verkehrsflächen aus einsehbar sind, sind 

Antennen (Fernseh-, Funk- und Parabolantennen etc.), Klimaanlagen, 

Windkraftanlagen sowie Leitern, Stege und Geländer für die Durchführung der 

Reinigung und Überprüfung von Abgasfängen nicht zulässig.  

 

An von öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Dächern von 

Hauptgebäuden sind Energiegewinnungsanlagen (Sonnenkollektoren, 

Photovoltaikanlagen) in die Dachhaut einzubauen oder parallel zur Dachhaut 

mit einem Abstand von nicht größer als 15 cm auszuführen.  

Auf Flachdächern sind davon abweichende Konstruktionen zulässig, wobei die 

Gesamtkonstruktion von Photovoltaikanlagen die Höhe von 1,5 m nicht 

überschreiten.  

Bei Neubauten sind außenliegende Beschattungsvorrichtungen (Rollläden) an 

von öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Fassaden müssen im Unterputz 

ausgeführt werden auszuführen. 

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimmen:   0 

 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 

 

 

➢ Bestimmung 2.1.6. 

Zur Bestimmung 2.1.6. sind die Stellungnahme 10, 11 und 12 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  
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BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 2.1.6. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot). 

2.1.6. EINFRIEDUNGEN 

……Die Einfriedungen sind mit einem Sockel in einer Höhe von mindestens 30 cm 

und maximal 60 cm auszubilden. Ausgenommen davon sind geländebedingt 

erforderliche Stützmauern, wobei das bauseits anstehende Gelände maximal um 50 

cm überragt werden darf.  

Auf Stützmauern ab einer Höhe von 1,80 m darf eine nicht vollflächig wirkende 

Absturzsicherung in einer Höhe von max. 1,00 m errichtet werden.  

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimmen:   0 

 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 

 

 

➢ Grundstücksbezogene Einwände zur Ausweisung der Schutzzone/Objekte im 

Einzelobjektschutz 

Zum Thema Ausweisung der Schutzzone/Objekte im Einzelobjektschutz sind die 

Stellungnahme 1, 2, 4, 6, 11, 12, 13, 14, 17, 18, 19, 25, 27 und 28 eingegangen. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 2.2.2. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot). 

Betrifft den Einzelobjektschutz für das Nebengebäude Grdstk. 40, Hauptstraße 43 

sowie die Kapelle auf Grdstk. 289, Wagnerstraße 5 

- Anpassung der Plandarstellung bzw. Präzisierung der Bebauungsvorschriften zu 

den Einzelschutzobjekten (vgl. Ad 32) 

- Die Bebauungsvorschriften (2.2.2.) werden wie folgt geändert (Änderungen in Rot): 

„Bei den in den Datenblättern dokumentierten, schutzwürdigen Hauptgebäuden ist 

ein Abbruch unzulässig. Bei Instandsetzungen sind die lt. Datenblatt 

dokumentierten Gestaltungskriterien und bestimmenden Details des Baubestands 

zu erhalten oder wiederherzustellen.“ 

Bezüglich der restlichen o.a. Stellungnahme betreffend der Einzelschutzobjekte 

ergeben sich gegenüber den Auflageunterlagen keine Änderungen und sollen 

demnach wie aufgelegt beschlossen werden. 

 

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimmen:   0 

 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 

 

 

➢ Bestimmung 2.2.4. 

Zur Bestimmung 2.2.4. ist die Stellungnahme 14 eingegangen. 
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Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 2.2.4. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot). 

2.2.4. Grundsätzlich ist bei Einzelschutzobjekten gem. Pkt. 2.2.1 für jedes 

Bauvorhaben gem. §§14 und 15 NÖ BO 2014 ein „Schutzzonengutachten“ 

durch den Gestaltungsbeirat einzuholen. Ergibt die Vorprüfung des 

Bauvorhabens durch das Bauamt, dass die im Datenblatt dokumentierten 

Gestaltungskriterien unzweifelhaft erhalten oder wiederhergestellt werden, kann 

auf ein „Schutzzonengutachten“ verzichtet werden. Diese Vorprüfung ist durch 

ein Mitglied des Gestaltungsbeirats schriftlich zu bestätigen. 

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimmen:   0 

 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 

 

 

➢ Anregungen zu neuen Bestimmungen 

Die Stellungnahmen 19a und 21 sind als „Anregung zu den neuen Bestimmungen“ 

eingelangt. 

Die Ergebnisse der Prüfung der eingelangten Stellungnahmen sind den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  betreffend den Anregungen zu den Bestimmungen ergeben sich laut 

Beschlussempfehlung keine Änderung gegenüber der Auflage und sollen 

demnach wie aufgelegt beschlossen werden.  

Beschluss: einstimmig angenommen 

 

 

➢ Sonstiges 

Gemäß einer vom Eigentümer der Liegenschaft Hauptstraße 64 eingereichten Urkunde, 

wurde das auf Datenblatt C11 (Hauptstraße 64) angeführte Gebäude im 

Einzelobjektschutz nicht wie angegeben 1885, sondern bereits 1850 erbaut. Das 

entsprechende Datenblatt wird dahingehend abgeändert.  

Im Kontext mit der Initiierung eines Gestaltungsbeirats werden zur besseren 

Nachvollziehbarkeit und Verständlichkeit der Bebauungsbestimmungen gemäß 

Beschlussempfehlung Adaptierungen vorgenommen. Die Begründung ist den 

Beschlussempfehlungen zu entnehmen.  

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 2.1.1. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot). 

Ad 2.1.1. Dächer 

➢  In Bereichen, die von öffentlichen Verkehrsflächen aus einsehbar sind, muss 

die Dachneigung von Hauptgebäuden mehr als 20° und darf maximal 60° 

betragen, wobei höchstens ein Dachknick (= Übergang unterschiedlicher 
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Dachneigungen) pro Dachansichtsfläche zugelassen ist. Die Dächer sind mit 

einem First auszubilden.  

➢ Davon abweichende Dachneigungen sind nur im Falle von Umbauten im 

Bestand, bei denen die Ortsbildverträglichkeit gegeben ist, zulässig. und 

wenn die Ortsbildverträglichkeit im Rahmen eines „Schutzzonengutachtens“ 

gem. 2.2.3 (Gestaltungsbeirat) festgestellt wird. Für die Beurteilung der 

Ortsbildverträglichkeit solcher Umbauten im Bestand, ist ein 

„Schutzzonengutachten“ des Gestaltungsbeirats gem. Punkt 2.2.4 

einzuholen.  

Beschluss: einstimmig angenommen 

 

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 2.1.5. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot). 

 

Ad 2.1.5. Ausnahmen 

• Für Gebäude mit öffentlichen Einrichtungen (Schule, Kindergarten, 

Veranstaltungsräumlichkeiten der Gemeinde, Sicherheitseinrichtungen u. 

dgl.) sowie in Bauland Sondergebieten sind Ausnahmen in Bezug auf die 

Bestimmungen 2.1.1., 2.1.2, 2.1.3 und 2.1.4 möglich.  

• Abweichungen von den Bestimmungen 2.1.1 – 2.1.4 sind weiters möglich, 

wenn die Ortsbildverträglichkeit gegeben ist. sofern die im Rahmen eines 

„Schutzzonengutachtens“ gem. 2.2.3 (Gestaltungsbeirat) festgestellt wird. 

Für die Beurteilung der Ortsbildverträglichkeit ist ein „Schutzzonengutachten“ 

des Gestaltungsbeirats gem. Punkt 2.2.4 einzuholen.  

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimmen:   0 

 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 

 

 

BGM Moser stellt den  
Antrag,  Punkt 2.2.4. der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen laut den 

Beschlussempfehlungen wie folgt zu beschließen (Änderungen in rot). 

Ad 2.2.4. Gestaltungsbeirat 

➢ Grundsätzlich ist für jedes Bauvorhaben gem. §§14 und 15 NÖ BO 2014 ein 

„Schutzzonengutachten“ durch den Gestaltungsbeirat einzuholen. 

➢ Ergibt die Vorprüfung des Bauvorhabens durch das Bauamt, dass die im 

Datenblatt dokumentierten Gestaltungskriterien unzweifelhaft erhalten oder 

wiederhergestellt werden, kann auf ein „Schutzzonengutachten“ verzichtet 

werden. Diese Vorprüfung ist durch ein Mitglied des Gestaltungsbeirats 

schriftlich zu bestätigen. 

Beschluss: Zustimmungen: 16 

 Gegenstimmen:   0 

 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 
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Bgm. Moser stellt den 
(Haupt-) Antrag, nach Erwägung der eingelangten Stellungnahmen die Abänderung 

des Bebauungsplanes und die damit verbundene Verordnung BBPL 
zu beschließen. 

Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Stimmenthaltung:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 
 
 
b) Verordnung 
 
Bgm. Moser stellt den  
Antrag, die Verordnung zum Bebauunsplan zu beschließen. 
 
§ 1 Auf Grund des §34 NÖ ROG 2014, LBGl. 3/2105 i.d.g.F., wird der Bebauungsplan der Gemeinde 

Hinterbrühl in den gekennzeichneten Bereichen geändert und neu dargestellt.  

 

§ 2 Die bisherigen Plandarstellungen, bestehend aus 31 DKM Mappenblättern, erstellt vom 

Technischen Büro für Raumplanung und Raumordnung Dipl.-Ing. Friedmann und Aujesky OG 

sowie vom Ingenieurkonsulentenbüro dieLandschaftsplaner.at, Ziviltechnikergesellschaft m.b.H., 

werden durch die Neudarstellung Plan Nr. R-1901/BEP/05/B, Blatt 1 – 7, erstellt vom 

Ingenieurkonsulentenbüro dieLandschaftsplaner.at, Ziviltechnikergesellschaft m.b.H., ersetzt.  

Die Einzelheiten der Bebauung werden für den Änderungspunkt 1 entsprechend dem Entwurfsplan 

Nr. R-1901/BEP/05/E festgelegt. Als Abänderung zum Auflageentwurf erfolgt auf den Parzellen .40 

und 289, KG Hinterbrühl, eine kleinräumige Korrektur der Abgrenzungen zu Einzelschutzobjekten.  

Die Datenblätter zu den Einzelschutzobjekten gem. § 3 Abs. 2.2.1 sind Bestandteil dieser 

Verordnung.  

 

§ 3 Die Bebauungsvorschriften werden geändert und lauten wie folgt: 

 

1. Abschnitt I Bauland 

2. Abschnitt II Schutzzonen 

3. Abschnitt III Grünland 

4. Inkrafttreten 

 

1. ABSCHNITT I – BAULAND 

(Bauland – Kern-, Wohn-, Agrar- und Sondergebiet) 

 

1.1. Änderung der Grundgrenzen, Mindestmaße von Bauplätzen (Grundstücken) (ausgenommen 

Bauland – Sondergebiete) 

 

1.1.1. Bei der Teilung von Bauplätzen (Grundstücken) hat die Mindestfläche von neu zu 

schaffenden Bauplätzen (Grundstücken) im Bauland in der Katastralgemeinde Hinterbrühl 

1.000 m2 und in den Katastralgemeinden Sparbach und Weissenbach 700 m2 zu betragen. 

Für den Bereich, der im Bebauungsplan als BB1 gekennzeichnet ist, hat bei der Teilung von 
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Bauplätzen (Grundstücken) die Mindestfläche von neu zu schaffenden Bauplätzen 

(Grundstücken) im Bauland 700m² zu betragen.  

 

1.1.2. Bestehende Grundstücke, die die Mindestfläche (in der Katastralgemeinde Hinterbrühl 1.000 

m2 und in den Katastralgemeinden Sparbach und Weissenbach 700 m2) nicht haben, dürfen 

durch Teilung nur vergrößert werden, selbst wenn dadurch die Mindestfläche nicht erreicht 

wird. 

 

1.1.3. In der Katastralgemeinde Hinterbrühl sind im Bauland in dem die Bauklassen „I,II” festgelegt 

sind, Bauplätze bis zu einer Mindestgröße von 700 m2 zulässig; auf diesen Bauplätzen ist 

ausschließlich die Bauklasse I zulässig. 

 

1.2. Maximal- und Minimalausmaße sowie Anordnung von Bauwerken 

 

1.2.1. Die bebaute Fläche darf höchstens 300 m² je Bauplatz betragen, ausgenommen Gebäude, im 

Bauland Sondergebiet und Gebäude, die landwirtschaftlichen Betriebszwecken dienen, sowie 

für erforderliche Zu-, Um- und Neubauten von Gebäuden im öffentlichen Interesse mit 

Einrichtungen der sozialen, technischen oder Versorgungsinfrastruktur. 

Als Gebäude im öffentlichen Interesse gelten nur solche im Eigentum einer 

Gebietskörperschaft oder einer von einer Gebietskörperschaft beherrschten Gesellschaft. 

Weiters gilt die Beschränkung der bebauten Fläche nicht für folgende Grundstücke, die in 

Hinblick auf die strukturelle Entwicklung besondere Eignungen für großvolumige Bauvorhaben 

aufweisen: 

.27, .426, .34, 639/4, 193/4, 1001, 79/14, 84/2 KG Hinterbrühl 

97/2, 230/1, 404 KG Weissenbach 

 

1.2.2. Die bebaute Fläche von Hauptgebäuden muss mindestens 80 m2 betragen. 

 

1.2.3. Gebäude, ausgenommen Nebengebäude, sind so anzuordnen, dass nur ein Gebäude je 

Bauplatz errichtet wird. Landwirtschaftliche Betriebsgebäude sind von dieser Regelung 

ausgenommen. 

 

1.2.4. Der in der Plandarstellung als BB1 gekennzeichnete Bereich (Besondere Bestimmungen) ist 

von den Bestimmungen 1.2.1 bis 1.2.3 ausgenommen bzw. ist Bestimmung 1.2.1 für die darin 

angeführten Grundstücke anzuwenden. 

 

1.2.5. Unversiegelte Grundflächen sind Teile von Bauplätzen, in denen jegliche bauliche Anlagen 

unzulässig sind, ausgenommen unterirdische Bauwerke, deren Oberkante mindestens 0,80 m 

unter der bestehenden oder bewilligten Höhenlage des Geländes liegt. 

Die unversiegelte Grundfläche muss mindestens 50% der Bauplatzfläche, mindestens jedoch 

400 m2 betragen. Bei einer im Bebauungsplan ausgewiesenen Bebauungsdichte von 40% 

und mehr beträgt das Ausmaß dieser unversiegelten Grundfläche 70% jener Fläche, die sich 

aus der Differenz der Bauplatzfläche und der zulässigen bebaubaren Fläche ergibt. Die 

Mindestgröße der unversiegelten Grundfläche von 400 m2 gilt nicht für Bauplätze mit einer 

Fläche unter 700 m2. 

Dies gilt nicht für Grundstücke, die als Bauland - Sondergebiet gewidmet sind. Weiters gilt 
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die Beschränkung der versiegelten Flächen nicht für nachfolgende Grundstücke mit 

bestehenden Handelseinrichtungen, die im Hinblick auf die Sicherung der Grundversorgung 

der Bevölkerung von besonderer Bedeutung sind: 

• 193/4, KG Hinterbrühl 

• 404 und 230/1, KG Weissenbach 

Bei einer baulichen Veränderung (durch Abbruch und Neubau oder Abänderung eines 

bestehenden Bauwerks) darf das Ausmaß der auf Grund einer am 31.12.2023 vorliegenden 

Baubewilligung bestehenden versiegelten Flächen nicht weiter vergrößert werden.  

 

1.3. Bestimmungen für die Gipszonen 1 u. 2  

 

1.3.1. Liegt das Grundstück zum Teil od. zur Gänze in der „Gipszone – Zone 1 od. Zone 2“, laut 

dem der Verordnung beiliegenden Plan (Plannr. VO/1 - Beschlussexemplar vom 5. 11. 2018), 

der Bestandteil der Verordnung ist, dann gelten folgende Bestimmungen: 

 

1.3.1.1. Bauplatzerklärungen 

 

Im Bereich der Zone 1 ist im Verfahren zur Bauplatzerklärung gemäß § 11 NÖ Bauordnung 

2014 eine Baugrunderkundung, erstellt durch einen dazu befugten Fachmann, etwa aus 

dem Fachgebiet der technischen Geologie oder der Ingenieurgeologie, vorzulegen. Dabei 

ist die Tragfähigkeit des Untergrundes in Zusammenhang mit möglichen natürlichen 

Gipsvorkommen für ein bewilligungspflichtiges künftiges Bauvorhaben zu bescheinigen, 

wobei die Vorgaben des Bebauungsplanes zu berücksichtigen sind und die höchstmögliche 

nach diesem Plan zulässige Kubatur für die technische Beurteilung heranzuziehen ist. Die 

Inhalte des Gutachtens des Geologischen Dienstes vom 16. Juni 2016, BD1-G-194/020-

2014 (GRÖSEL 2016) sind zu beachten.  

 

Im Bereich der Zone 2 sind die Tragfähigkeit des Untergrundes in Zusammenhang mit 

möglichen natürlichen Gipsvorkommen und zusätzlich die Stabilität des Untergrundes 

oberhalb künstlich geschaffener Hohlräume (Grubengebäude der Seegrotte samt 

zusätzlicher Bergbauhohlräume für die Flugzeugproduktion („Stollenhorizont Betrieb 

Languste – 1944 bzw. Werk „Lisa“) nachzuweisen. Diese Expertise kann durch einen 

Fachmann aus den Fachbereichen Fels-, Gebirgsmechanik und Ingenieurgeologie mit 

einer Spezialisierung im Untertagebau bzw. Hohlraumbau erbracht werden. Die 

Tragfähigkeit des Untergrundes ist rechnerisch nachzuweisen. 

 

1.3.1.2. Bauvorhaben 

 

Im Bereich der Zone 1 ist bei Verfahren nach § 14 NÖ Bauordnung 2014 eine 

Baugrunderkundung, erstellt durch einen dazu befugten Fachmann, etwa aus dem Fachgebiet 

der technischen Geologie oder der Ingenieurgeologie, vorzulegen, wobei dieses Gutachten zu 

bescheinigen hat, dass der Baugrund eine ausreichende Tragfähigkeit des Untergrunds in 

Zusammenhang mit möglichen Gipsvorkommen für das eingereichte Bauvorhaben besitzt. 

Das Gutachten kann zwingende Auflagen für die Bauführung vorsehen. Die Vorgaben des 

Gutachtens des Geologischen Dienstes vom 16. Juni 2016, BD1-G-194/020-2014 (GRÖSEL 

2016), sind zu berücksichtigen. 
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Im Bereich der Zone 2 sind die Tragfähigkeit des Untergrundes in Zusammenhang mit 

möglichen natürlichen Gipsvorkommen und zusätzlich die Stabilität des Untergrundes 

oberhalb künstlich geschaffener Hohlräume (Grubengebäude der Seegrotte samt zusätzlicher 

Bergbauhohlräume für die Flugzeugproduktion („Stollenhorizont Betrieb Languste – 1944 bzw. 

Werk „Lisa“) nachzuweisen. Diese Expertise kann durch einen Fachmann aus den 

Fachbereichen Fels-, Gebirgsmechanik und Ingenieurgeologie mit einer Spezialisierung im 

Untertagebau bzw. Hohlraumbau erbracht werden. Die Tragfähigkeit des Untergrundes ist 

rechnerisch nachzuweisen. 

 

Wurden bereits bei der Bauplatzerklärung Gutachten im Sinne des Punktes 1.3.2.1 vorgelegt, 

so entfällt eine neuerliche Vorlage - ausgenommen bei unterirdischen Bauwerken, die über 

den Umfang einer gewöhnlichen Unterkellerung hinausgehen oder wenn sich im 

Einreichprojekt die Lastannahmen gegenüber jenen des Gutachtens der Bauplatzerklärung 

mehr als geringfügig verändert haben.  

 

Im Bereich der Zonen 1 und 2 wird die Errichtung eines eigenständigen Gebäudes (§ 14 Z1) 

mit einer überbauten Fläche von jeweils nicht mehr als 10 m² und einer Höhe von nicht mehr 

als 3 m auf einem Grundstück im Bauland sowie die Errichtung einer Einfriedung mit einer 

Höhe von nicht mehr als 3 m oder einer oberirdischen baulichen Anlage (§ 14 Z 2) – z.B. 

Carport, deren Verwendung der eines Gebäudes gleicht, mit einer überbauten Fläche von 

jeweils nicht mehr als 50 m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m auf einem Grundstück im 

Bauland, ausdrücklich von der Vorlage der genannten Gutachten ausgenommen sofern diese 

Maßnahme singulär beantragt wird und nicht Teil eines Gesamtprojektes ist. 

 

Bei Bauvorhaben geringeren Umfanges, welche nach § 14 NÖ BO 14 bewilligungs-pflichtig 

sind, kann die geologische Begutachtung entfallen, wenn der Sachverständige feststellt, dass 

das Vorhaben keine Auswirkungen auf den Untergrund aus geologischer Sicht entfaltet. 

 

1.4. Ableitungen von Wässern 

 

Gemäß § 30 Abs. 2 Z 19 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 wird eine Versickerung von 

Niederschlagswässern von versiegelten Flächen oder Dachflächen in dem Ausmaß 

eingeschränkt - sofern die Niederschlagswässer nicht in einen Regenwasserkanal eingeleitet 

werden – als die Wässer großflächig auf dem Grundstück zu verrieseln sind 

(Flächenversickerung).  

Neubauten sind jedenfalls an bestehende Regenwasserkanäle anzuschließen, sofern kein 

hydrogeologischer Nachweis über Versickerungsmöglichkeiten auf Eigengrund erbracht 

werden kann.  

Die Planung und Bemessung von Flächenversickerungsanlagen hat nach dem Arbeitsblatt 

DWA-A 138 (i.d.F. April 2005), dem ÖWAV-Regelblatt 45 oder gleichwertigen Verfahren zu 

erfolgen.  

 

Liegt das Grundstück zum Teil od. zur Gänze in den hydrogeologischen Zonen HGZ-A, HGZ-B 

oder HGZ-C, laut dem der Verordnung beiliegendem Plan (Plannr. R-

1901/02/B/SW/Hydrogeo_Zonen), der Bestandteil der Verordnung ist, dann gelten im Detail 

folgende Bestimmungen: 

 

In der HGZ-A können die anfallenden Wässer an der Oberfläche bzw. sehr seicht in die 

Alluvionen versickert werden. Dabei sind Ausführungen mittels seichter Mulden, seichter 
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Kiesrigole und Sickerboxen, sowie seichter Schächte o.ä. mit einer Sohltiefe von max. 1,5 m 

unter der Geländeoberkante zulässig. So ist eine Versickerung auf Eigengrund möglich. Falls 

die Versickerungselemente z. B. aufgrund von beengten Platzverhältnissen tiefer reichen 

müssen, ist die Ausarbeitung eines Hydrologisch-hydrogeologischen Gutachtens zur möglichst 

schadlosen Verbringung bzw. Versickerung erforderlich. Sollte sich hierbei herausstellen, dass 

(technisch) keine schadlose Versickerung möglich ist, ist eine Einleitung in den 

(Regenwasser)Kanal zulässig. 

Im Hinblick auf die Bestimmungen gem. §45 Abs. 6 NÖ BO 2014 wird festgelegt, dass die 

Verbringung von Wässern aus Wasserbehältern, Schwimmbecken oder Teichen über eine 

Wiese bzw. Rasenflächen möglich ist.  

 

In der HGZ-B ist die Ausarbeitung eines Hydrologisch-hydrogeologischen Gutachtens zur 

möglichst schadlosen Verbringung bzw. Versickerung erforderlich. Sollte sich hierbei 

herausstellen, dass dies aufgrund der geologischen Situation nicht möglich ist, ist die 

Einleitung von Niederschlagswässern in den (Regenwasser)Kanal zulässig. 

Dachflächen bzw. alle sonstigen versiegelten Flächen, deren projizierte Grundfläche kleiner 

oder gleich 30 m² ist, sind von den Auflagen hinsichtlich der Verbringung von 

Niederschlagswässern ausgenommen. Diese Ausnahmeregelung kann einmalig pro Bauplatz 

in Anspruch genommen werden. Bei intensiv begrünten Garagen- bzw. Carportdächer gemäß 

ÖNORM 2506-1 sowie ÖNORM B 2501 kann die projizierte Grundfläche der Dächer auf eine 

Fläche bis zu 60 m2 erhöht werden.  

Bei diesen Kleinflächen ist eine Versickerung direkt an der Oberfläche bzw. eine 

oberflächennahe Versickerung anzustreben. Diese kann über die freie Fläche (z. B. Rasen) 

oder eine seichte Mulde erfolgen. Weiters sind seichte Kiesrigole, Sickerboxen sowie seichte 

Schächte mit einer Sohltiefe von max. 1,5 m unter der Geländeoberkante zulässig. Sind tiefere 

Sickerelemente vorgesehen, so sind seitens des Planers Alternativvarianten zu prüfen, bzw. 

ist ein entsprechendes Hydrologisch-hydrogeologisches Fachgutachten zu erstellen. 

Im Hinblick auf die Bestimmungen gem. §45 Abs. 6 NÖ BO 2014 wird festgelegt, dass Wässer 

aus Wasserbehältern, Schwimmbecken oder Teichen großflächig auf dem Grundstück zu 

verrieseln sind. Falls dies nachweislich nicht möglich ist, kann um eine Einleitung in den 

(Schmutzwasser)Kanal angesucht werden. 

 

In der HGZ-C besteht aufgrund des erhöhten Gefahrenpotentials durch div. Versickerungen 

eine generelle Anschlusspflicht an den (Regenwasser)Kanal. Bei neuen Bauprojekten ist 

jedenfalls eine Anschlussmöglichkeit im Zuge der Baumaßnahme herzustellen. Wo dies nicht 

möglich ist, ist die Ausarbeitung eines Hydrologisch-hydrogeologischen Gutachtens 

erforderlich, um eine möglichst schadlose Verbringung der Wässer zu erreichen. 

Bei negativem Ergebnis des Gutachtens ist ggf. eine Umsetzung des Bauvorhabens nicht 

möglich. 

Im Hinblick auf die Bestimmungen gem. §45 Abs. 6 NÖ BO 2014 wird festgelegt, dass Wässer 

aus Wasserbehältern, Schwimmbecken oder Teichen großflächig auf dem Grundstück zu 

verrieseln sind. Falls dies nachweislich nicht möglich ist, kann um eine Einleitung in den 

(Schmutzwasser)Kanal angesucht werden. Ist auch dies nicht möglich, müssen die Wässer 

abgepumpt und andernorts ordnungsgemäß verbracht werden, bzw. ist eine Befüllung 

vorgenannter Wasserbehälter, Schwimmbecken oder Teiche nicht zulässig. 

 

Hinsichtlich Schwimmbäder wird für alle hydrogeologischen Zonen festgelegt, dass Spül- und 

Reinigungswässer, insbesondere Filterrückspülungswässer, aufgrund ihrer organischen 

Inhaltstoffe in den Schmutzwasserkanal abzuleiten sind. Beckenwässer mit Aktivchlorgehalten 

unter 0,05 mg/Liter können bei fehlendem Regenwasserkanal auf eigenem Grund und Boden 

großflächig über eine geschlossene Grünvegetation verrieselt werden.  
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1.5. Änderung der Höhenlage des Geländes 

 

1.5.1. Geländeveränderungen im seitlichen u. hinteren Bauwich: 

Zu den seitlichen und hinteren Grenzen der Grundstücksgrenzen sind bei 

Niveauveränderungen Böschungen mit einer Höchstneigung von 1:2 (Höhe: Breite) 

herzustellen. Zwischen Grundgrenze und Böschungsfuß bzw. Böschungskrone der 

Geländeveränderung ist ein Abstand von mindestens 1,0 m zur Grundgrenze einzuhalten. Die 

Errichtung von Stützmauern mit einer maximalen Höhe von 1,5 m vom Bezugsniveau ist 

zulässig. Zwischen Grundgrenze und Stützmauern ist ein Abstand von 1,0 m einzuhalten.  

 

1.5.2. Ausgenommen sind Geländeveränderung und die maximale Höhe von 1,5 m von 

Stützmauern, die der unbedingt erforderlichen Erschließung eines Bauplatzes dienen. 

 

1.5.3. Abweichungen von dieser vorstehenden Festlegung können bewilligt werden, wenn alle 

betroffenen Grundeigentümer die Niveauveränderungen gemeinsam durchführen. 

 

1.6. Garagen und Zu- und Abfahrten zu Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge 

 

1.6.1. Garagen und Carports sind im vorderen Bauwich zulässig. Ausgenommen davon sind 

Bereiche innerhalb von Schutzzonen gem. Abschnitt II. 

 

1.6.2. Die Gesamtbreite von Ein- u. Ausfahrten darf an der Straßenfluchtlinie höchstens 6 m 

betragen.  

 

1.7. Abstellanlagen 

 

1.7.1. Bei Reihenhäusern und Wohnhäusern mit bis zu 4 Wohneinheiten wird die Mindestanzahl der 

Kraftfahrzeug-Stellplätze mit 1,75 Plätzen je Wohneinheit festgelegt, wobei auf volle 

Stellplatzanzahl aufzurunden ist. 

 

1.7.2. Bei Wohnhäusern mit mehr als 4 Wohneinheiten wird die Mindestanzahl der Kraftfahrzeug-

Stellplätze mit 1 Stellplatz je 75 m2 Wohnnutzfläche festgelegt.  

 

1.8. Bauliche Anlagen im vorderen Bauwich 

 

1.8.1. Baulichkeiten für Müllgefäße und Abfallsammlung sowie Zähleranlagen von 

Versorgungseinrichtungen sind im vorderen Bauwich erlaubt und mit Einfriedungen in 

einheitlicher Gestaltung auszuführen. Bauwerke, die der Abfallsammlung dienen, sind so zu 

errichten, dass die Sammelbehälter vom öffentlichen Gut nicht einsehbar sind. 

 

1.9. Sonstige Bauvorschriften 
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1.9.1. Antennenanlagen: Bei Mehrfamilienhäusern ist je Wohnhaus bzw. Wohnhausanlage nur eine 

Antennenanlage zulässig. 

 

1.9.2. Werbe- und Ankündigungsanlagen, Informationstafeln, Gewerbeschilder, 

Geschäftsaufschriften bzw. Lichtreklamen, auch an Hauswänden, sind harmonisch zu 

gestalten und zu gliedern und haben sich in die bestehende Bebauung - soweit vorhanden - 

einzufügen. 

 

1.9.3. Plakatwände an Straßenfluchtlinien sind verboten (ausgenommen sind 

Baustelleneinrichtungen für die Dauer der Bauführung). 

 

1.9.4. Das Aufstellen von Wohnwagen, Mobilheimen, Boote und dgl., in fahruntüchtigen bzw. nicht 

zulassungsfähigen Zustand (Havarien, Wracks u. dgl.), sowie die Lagerung von 

Fahrzeugteilen und Sperrmüll ist auf Bereichen von Grundstücken nicht gestattet, soweit sie 

von öffentlichen Flächen her einsehbar sind. 

 

1.9.5. Sendemasten über 5,00 m Gesamthöhe sind unzulässig. 

 

1.9.6. Windräder zur Energiegewinnung sind nicht zulässig.  

 

1.9.7. Das Aufstellen von nicht ortsfesten Anlagen, deren Verwendung der von Gebäuden gleicht 

(z.B.: Mikrohäuser), ist unzulässig  

 

1.10. Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen oder Parks 

 

1.10.1. Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen oder Parks dürfen eine Bauwerkshöhe von 

1,80 m nicht überschreiten (gemessen vom Bezugsniveau) und sind durch Pfeiler oder Steher 

in Felder von maximal 3,00 m Länge zu gliedern. 

 

1.10.2. Die Anbringung von Stacheldraht oder Glassplittern an Einfriedungen ist unzulässig. 

 

1.11. Freiflächen im Bauland 

 

Die im Bebauungsplan festgelegten Freiflächen sind gärtnerisch zu gestalten.  

 

2. ABSCHNITT II – SCHUTZZONEN 

 

2.1. Gestaltung der Bauwerke – Allgemeine Bestimmungen  

 

2.1.1. DÄCHER 
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In Bereichen, die von öffentlichen Verkehrsflächen aus einsehbar sind, muss die 

Dachneigung von Hauptgebäuden mehr als 20° und darf maximal 60° betragen, wobei 

höchstens ein Dachknick (= Übergang unterschiedlicher Dachneigungen) pro 

Dachansichtsfläche zugelassen ist. Die Dächer sind mit einem First auszubilden.  

Davon abweichende Dachneigungen sind nur im Falle von Umbauten im Bestand zulässig. 

Für die Beurteilung der Ortsbildverträglichkeit solcher Umbauten im Bestand, ist ein 

„Schutzzonengutachten“ des Gestaltungsbeirats gem. Punkt 2.2.4 einzuholen.  

 

Die Errichtung von Flach- und Pultdächern ist unzulässig. Ausgenommen davon sind 

Zubauten im Ausmaß von max. 1/3 der Grundrissfläche des bestehenden Hauptgebäudes 

sowie Zu- und Umbauten an Hauptgebäuden mit bestehenden Flachdächern.  

Bemessungsgrundlage für bauliche Erweiterungen ist die Bausubstanz zum Zeitpunkt der 

Erfassung als schützenswertes Einzelobjekt (Auflage gem. §33 Abs. 1 NÖ ROG 2014 zur 

Schutzzone 2022). 

 

Ein Drittel der Dachfläche (bebaute Fläche gem. §4 Z. 9 NÖ BO 2014 idgF) des 

Hauptgebäudes darf als Dachterrasse ausgebildet werden.  

 

Reflektierende Deckungsmaterialien sind unzulässig. Ausgenommen davon sind PV-

Anlagen gem. 2.1.4. 

 

2.1.2. FASSADEN 

Die von öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Fassaden müssen verputzt ausgeführt 

werden.  

Fassadenverkleidungen mit Metall, Faserzement, Naturstein oder anderen Materialien 

sowie groß- oder kleinformatige Platten sind nicht zulässig. Sockelbereiche sind davon 

ausgenommen.  

Gestaltungselemente in Holzbauweise sind zulässig, sofern die Summe aller 

Fassadenflächen mit Gestaltungselementen und ortstypischen Vorbauten in Holzbauweise 

je Schauseite max. 30% der Fassadenfläche und max. 60m2 der Fassadenfläche beträgt.  

 

Vorbauten sind zulässig, sofern ihre Gesamtlänge je Geschoß nicht mehr als 1/3 der 

Gebäudelänge des Hauptgebäudes und die Tiefe nicht mehr als 3m betragen.  

 

Die Begrünung von Fassaden ist zulässig. Diese kann trog-, boden- und wandgebunden 

erfolgen. Die erforderlichen Pflanzgefäße und Kletterhilfen unterliegen keinen 

Materialbeschränkungen.  

 

Hinsichtlich Farbgebung der Fassadengrundflächen sind die Farbtöne und Farbhelligkeiten 

der Fassadenflächen entsprechend den unter 2.2.1 dokumentierten Hauptgebäuden 

anzuwenden. Zusätzlich sind grüne Farbtöne zugelassen. Die Verwendung von grellen und 

stark gesättigten Farben ist nicht zulässig. 

Eine Fassadengestaltung mit Gliederungs- und untergeordneten Gestaltungselementen ist 

zulässig.  
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2.1.3. FENSTERÖFFNUNGEN 

In Dachflächen, welche von öffentlichen Verkehrsflächen aus einsehbar sind, dürfen 

Dachflächenfenster und/oder Dachgaupen auf insgesamt maximal 25% der Dachfläche ein- 

bzw. aufgebaut werden. 

Als Dachfläche gilt die gesamte Fläche zwischen Traufe, First und Ortgang, auch wenn 

diese unterschiedliche Neigungen, also einen Knick, aufweist. Versetzt angeordnete 

Dachflächen, wie z.B. über Gebäudefronten gemäß § 53 Abs.2 der NÖ BO 2014, sind 

getrennt zu bewerten. 

Die maximal zulässige Fläche der Dachflächenfenster bzw. der Dachgaupen ist die Fläche 

der Öffnung in der Ebene der Dachfläche, also der Dachausschnitt. 

 

2.1.4. TECHNISCHE ANLAGEN  

In Bereichen, die von öffentlichen Verkehrsflächen aus einsehbar sind, sind Antennen 

(Fernseh-, Funk- und Parabolantennen etc.), Klimaanlagen, Windkraftanlagen sowie 

Leitern, Stege und Geländer für die Durchführung der Reinigung und Überprüfung von 

Abgasfängen nicht zulässig.  

 

An von öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Dächern von Hauptgebäuden sind 

Energiegewinnungsanlagen (Sonnenkollektoren, Photovoltaikanlagen) in die Dachhaut 

einzubauen oder parallel zur Dachhaut mit einem Abstand von nicht größer als 15 cm 

auszuführen.  

Auf Flachdächern sind davon abweichende Konstruktionen zulässig, wobei die 

Gesamtkonstruktion von Photovoltaikanlagen die Höhe von 1,5 m nicht überschreiten.  

 

Bei Neubauten sind außenliegende Beschattungsvorrichtungen (Rollläden) an von 

öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Fassaden müssen im Unterputz ausgeführt 

werden auszuführen. 

 

2.1.5. AUSNAHMEN 

Für Gebäude mit öffentlichen Einrichtungen (Schule, Kindergarten, Veranstaltungs-

räumlichkeiten der Gemeinde, Sicherheitseinrichtungen u. dgl.) sowie in Bauland 

Sondergebieten sind Ausnahmen in Bezug auf die Bestimmungen 2.1.1., 2.1.2, 2.1.3 und 

2.1.4 möglich.  

Abweichungen von den Bestimmungen 2.1.1 – 2.1.4 sind weiters möglich, sofern wenn die 

Ortsbildverträglichkeit gegeben ist. Für die Beurteilung der Ortsbildverträglichkeit ist ein 

„Schutzzonengutachten“ des Gestaltungsbeirats gem. Punkt 2.2.4 einzuholen.  

 

2.1.6. EINFRIEDUNGEN 

Ergänzend zu den allgemeinen Bebauungsbestimmungen 1.10 sind Ausführungen von 

Zaunfeldern aus vollflächigen und vollflächig wirkenden Kunststoffelementen sowie das 

Anbringen von Sichtschutzmatten, Planen, Netzen u. dgl. sowie das unmittelbare 

Aneinandersetzen von Latten u. dgl. unzulässig. 

 

Die Einfriedungen dürfen nicht vollflächig oder in horizontaler, lotrechter und diagonaler 

Richtung vollflächig wirkend ausgebildet werden, um eine straßenseitige Durchsicht, 
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betrachtet im rechten Winkel zur Einfriedung, zu gewährleisten und oberhalb des Sockels 

nur zu weniger als 30% aus flächigen oder flächig wirkenden Bauteilen bestehen.  

Ausgenommen davon sind die von der Schutzzone betroffenen Teilabschnitte der Gaadner 

Straße und Johannesstraße. 

Die Einfriedungen sind mit einem Sockel in einer Höhe von mindestens 30 cm und maximal 

60 cm auszubilden. Ausgenommen davon sind geländebedingt erforderliche Stützmauern, 

wobei das bauseits anstehende Gelände maximal um 50 cm überragt werden darf. 

Auf Stützmauern ab einer Höhe von 1,80 m darf eine nicht vollflächig wirkende 

Absturzsicherung in einer Höhe von max. 1,00 m errichtet werden.  

 

2.1.7. CARPORTS 

In Bereichen, die von öffentlichen Verkehrsflächen aus einsehbar sind, sind Carports bis zu 

maximal 35 m² überdeckter Grundfläche und 3,0 m Höhe zugelassen.  

2.2. Gestaltung der Bauwerke - Schutz von Einzelobjekten 

 

2.2.1. GELTUNGSBEREICH 

Im Bereich der nachfolgenden Grundstücke wurde die Schutzwürdigkeit von Hauptgebäuden 

festgestellt und in den zugehörigen Datenblättern dokumentiert: 

KG Datenblatt Straße Haus Nr. Parz. Sonstiges 

Hinterbrühl A/01 Hauptstraße  21 .264   

Hinterbrühl A/02 Hauptstraße 25 191/4   

Hinterbrühl A/03 Gießhübler Straße 8 416/3   

Hinterbrühl A/04 Wagnerstraße 1 292/2   

Hinterbrühl A/05 Kientalgasse 2 .18   

Hinterbrühl A/06 Franz Schubert Straße  7 110/2   

Hinterbrühl A/07 Kröpfelsteigstraße  40 720/1   

Hinterbrühl A/08 Dr. Hermann Gmeiner Gasse 5 713/9   

Hinterbrühl A/09 Hohlgasse  2 .21   

Hinterbrühl A/10 Parkstraße 14 33/1   

Hinterbrühl A/11 Parkstraße 29 .26   

Hinterbrühl A/12 Hauptstraße 114 157/1   

Hinterbrühl A/13 Hauptstraße 42 .105/1   

Hinterbrühl A/14 Grutschgasse 8 203/2   

Hinterbrühl A/15 Hauptstraße 6-8 4/2, 4/6   

Hinterbrühl A/16 Graf Mailath Gasse 10 280/4   

Hinterbrühl A/17 Johannesstraße 23 .121/1 .121/2   

Hinterbrühl A/18 Mannlichergasse 6 343/2   

Hinterbrühl A/19 Wagnerstraße 8 304   

Hinterbrühl A/20 Hauptstraße 144 52/1   

Hinterbrühl A/21 Graf Mailath Gasse 4 .145   

Hinterbrühl A/22 Franz-Schubert Straße 12 145/1   

Hinterbrühl A/23 Fürstenweg 31 .115   
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Hinterbrühl A/24 Grillparzerpromenade  1 .465   

Hinterbrühl A/C 1 Hauptstraße 32 .42/1   

Hinterbrühl B/01 Kröpfelsteigstraße 16 695/1   

Hinterbrühl B/02 Kröpfelsteigstraße 28 .202   

Hinterbrühl B/03 Kröpfelsteigstraße 26 700/3   

Hinterbrühl B/04 Kröpfelsteigstraße 20 696/2   

Hinterbrühl B/05 Kröpfelsteigstraße 10 .69   

Hinterbrühl B/06 Kröpfelsteigstraße 6 .198   

Hinterbrühl B/07 Hauptstraße 44 .104   

Hinterbrühl B/08 Johannesstraße  21 .120   

Hinterbrühl B/09 Kröpfelsteigstraße 32 .224   

Hinterbrühl B/10 Regenhartstraße 1 .323   

Hinterbrühl B/11 Parkstraße 3 12/3   

Hinterbrühl B/12 Parkstraße 1 12/1   

Hinterbrühl B/13 Hauptstraße 1 2   

Hinterbrühl B/14 Wagnerstraße  1 292/3   

Hinterbrühl B/15 Kröpfelsteigstraße 8 688/2   

Hinterbrühl B/C 1 Hauptstraße 45 .350   

Hinterbrühl C/01 Hauptstraße  70b .33/2   

Hinterbrühl C/02 Hauptstraße 56 .38   

Hinterbrühl C/03 Hauptstraße 54 633/6   

Hinterbrühl C/04 Hauptstraße 40 615/1   

Hinterbrühl C/05 Wagnerstraße  2 298   

Hinterbrühl C/06 Gaadner Straße  34 .16/1   

Hinterbrühl C/07 Hauptstraße 50 625/1   

Hinterbrühl C/08 Hauptstraße 48 624/2   

Hinterbrühl C/09 Hauptstraße 43 .40   

Hinterbrühl C/10 Hauptstraße 66 .35/2   

Hinterbrühl C/11 Hauptstraße 64 636/1   

Hinterbrühl D/01 Hauptstraße 47 173/1   

Hinterbrühl D/02 Hauptstraße 70 .34   

Hinterbrühl D/03 Hauptstraße 68 639/4   

Hinterbrühl D/04 Hauptstraße 27 
.427 .426 

189/1 
  

Hinterbrühl D/05 Wagnerstraße 5 289   

Hinterbrühl D/06 Hauptstraße  29a 188/1   

 

2.2.2. ABBRUCH VON GEBÄUDEN 

Bei den in den Datenblättern dokumentierten, schutzwürdigen Hauptgebäuden gem. 2.2.1 ist 

ein Abbruch unzulässig. Bei Instandsetzungen sind die lt. Datenblatt dokumentierten 

Gestaltungskriterien und bestimmenden Details des Baubestands zu erhalten oder 

wiederherzustellen. 

 

2.2.3.  AUSNAHMEN  
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Ausgenommen von den Bestimmungen 2.2.2 sind Teilabbrüche für Zufahrten zur 

Erschließung unbebauter angrenzender Grundstücke, sofern ohne Teilabbruch keine 

alternative Erschließungsmöglichkeit vorliegt oder künftig bereitgestellt werden kann. 

 

2.2.4. GESTALTUNGSBEIRAT 

Grundsätzlich ist bei Einzelschutzobjekten gem. Pkt. 2.2.1 für jedes Bauvorhaben gem. §§14 

und 15 NÖ BO 2014 ein „Schutzzonengutachten“ durch den Gestaltungsbeirat einzuholen. 

Ergibt die Vorprüfung des Bauvorhabens durch das Bauamt, dass die im Datenblatt 

dokumentierten Gestaltungskriterien unzweifelhaft erhalten oder wiederhergestellt werden, 

kann auf ein „Schutzzonengutachten“ verzichtet werden.  

 

3. ABSCHNITT III - GRÜNLAND 

 

3.1. Bauführung im Grünland 

 

3.1.1. Für Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen im Grünland sind Mauern, gemauerte 

Sockel und Pfeiler unzulässig. 

 

3.1.2. Bei Vergrößerung der bebauten Fläche von Geb (erhaltenswerte Bauwerke im Grünland) ist 

zu allen Grundgrenzen der Liegenschaft, wie sie zum Zeitpunkt der Widmung als Geb 

bestanden haben, ein Abstand von mindestens 3,0 m einzuhalten. 

 

§ 4 Die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehen ist, liegt im 

Gemeindeamt während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.  

 

§ 5 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

 
Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 
 
 
8. Gestaltungsbeirat 
Gemäß Abschnitt II, 2.2.4 der Hinterbrühler Bebauungsbestimmungen ist zukünftig bei 
Einzelschutzobjekten gem. Pkt. 2.2.1 für jedes Bauvorhaben gem. §§ 14 und 15 NÖ BO 
2014 ein „Schutzzonengutachten“ durch den Gestaltungsbeirat einzuholen. 
 
a) Ernennung der Mitglieder 
Der Gestaltungsbeirat ist ein unabhängiges, rein beratendes Sachverständigengremium, 
bestehend aus einem Pool von mindestens 3 bis maximal 5 Personen, welche jeweils 
geeignet sein müssen, im Sinne des § 52 Abs 4 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) allenfalls zu nichtamtlichen Sachverständigen 
für Ortsbildfragen insbesondere gemäß § 56 NÖ Bauordnung 2014 bestellt zu werden 
(BeirätInnen). 
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Folgende Mitglieder sollen in den Gestaltungsbeirat bestellt werden: 
1. Architekt DI Franz Denk, Neumayrgasse 15/20, 1160 Wien 
2. Architektin DI Susanne Veit-Aschenbrenner, Burggasse 52-54/6, 1070 Wien 
3. Architekt DI Gerhard Lindner, Neustiftgasse 6a, 2500 Baden 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, Hrn. Architekt DI Franz Denk, Fr. Architektin DI Susanne Veit-

Aschenbrenner, Hrn. Architekt DI Gerhard Lindner als Mitglieder des 
Gestaltungsbeirates zu bestellen. 

Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Stimmenthaltung:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 
 
 
b) Statuten des Gestaltungsbeirates 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, die Statuten des Gestaltungsbeirates zu beschließen.  
 
 
1. Gestaltungsbeirat  
 

1.1 Der Gestaltungsbeirat gem. Punkt 2.2.4. der Bebauungsvorschriften der Marktgemeinde Hinterbrühl, 
ist ein unabhängiges, rein beratendes Sachverständigengremium der Marktgemeinde Hinterbrühl. 

1.2 Der Gestaltungsbeirat besteht aus einem Pool aus ArchitektInnen von mindestens 3 bis maximal 5 
Personen, welche jeweils geeignet sein müssen, im Sinne des § 52 Abs 4 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) allenfalls zu nichtamtlichen Sachverständigen für 
Ortsbildfragen insbesondere gemäß § 56 NÖ Bauordnung 2014 bestellt zu werden (BeirätInnen). 

1.3 Die Bestellung der BeirätInnen erfolgt auf unbestimmte Zeit durch den Bürgermeister nach 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat. Die Nominierung von geeigneten Personen zur 
Beschlussfassung erfolgt durch den Bürgermeister. 

1.4 Die BeirätInnen dürfen in der Gemeindeverwaltung der Marktgemeinde Hinterbrühl weder ein 
besoldetes Amt bekleiden, noch einem Vertretungskörper angehören. Die 
Befangenheitsbestimmungen des § 7 AVG sind auch von den BeirätInnen zu beachten und 
einzuhalten.  

1.5 Die BeirätInnen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer Tätigkeit im 
Zusammenhang mit dem Gestaltungsbeirat bekannt gewordenen Tatsachen im Umfang des Art 20 
Abs 3 B-VG verpflichtet. 

 
2. Zielsetzung  
 
Zielsetzung des Gestaltungsbeirates ist es, durch engagierte, unabhängige und fachliche Expertise die 
bauliche und architektonische Qualität der Bauvorhaben in den Bereichen, die im Bebauungsplan bzw. den 
Bebauungsvorschriften der Marktgemeinde Hinterbrühl als „Schutzzone“ respektive als „Schutz von 
Einzelschutzobjekten“ ausgewiesen sind, sicher zu stellen. Dem Gestaltungsbeirat kommt also solchen keine 
Funktion im baubehördlichen Verfahren zu; das durch die Baubehörde zu führende Verwaltungsverfahren 
bleibt von den gegenständlichen Bestimmungen unberührt.  
 
3. Aufgabe 
 
Die Aufgabe des Gestaltungsbeirates umfasst folgende Tätigkeiten: 
 

3.1 Beratung von BauwerberInnen und PlanverfasserInnen betreffend gestalterischer und 
architektonischer Aspekte. 

3.2 Erstellung von Empfehlungen, Stellungnahmen und Gutachten, sowie Beratung der Politik und der 
Baubehörde in baukulturellen Angelegenheiten. 

3.3 Beratende Begleitung von Bauvorhaben in Schutzzonen bzw. die ausgewiesene Einzelschutzobjekte 
betreffen, sowie die Erstellung von Gutachten („Schutzzonengutachten) im Hinblick auf Punkt 2.2. der 
Bebauungsvorschriften der Marktgemeinde Hinterbrühl; respektive  

3.4 Beratende Begleitung von Bauvorhaben in Schutzzonen bzw. die ausgewiesene Einzelschutzobjekte 
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betreffen, sowie die Erstellung von Gutachten („Schutzzonengutachten“), wenn die Bauvorhaben von 
den Bebauungsvorschriften der Marktgemeinde Hinterbrühl im Sinne der Punkte 2.1.1. und 2.1.5. der 
Bebauungsvorschriften abweichen.  

3.5 Die Empfehlungen, Stellungnahmen und Gutachten sind an die Baubehörde der Marktgemeinde 
Hinterbrühl zu richten und können von dieser im Baubewilligungsverfahren nach Maßgabe des § 45 
Abs 2 AVG berücksichtigt werden. Die Regelungen des AVG im Zusammenhang mit dem 
Sachverständigenbeweis, insbesondere § 52 AVG, bleiben davon unberührt. 
 
 

4. Abwicklung 
 

4.1 Beratung 
4.1.1 Die Einberufung zu Sitzungen des Gestaltungsbeirates erfolgt nach Bedarf durch die Baubehörde. 
4.1.2 An den Sitzungen nehmen mindestens 2 Mitglieder (BeirätInnen) aus dem gemäß Punkt 1. bestellten 

Pool teil.  
4.1.3 Die Ergebnisse des(r) Beratungsgesprächs(e) in den Sitzungen werden schriftlich protokolliert und 

den BauwerberInnen übermittelt. 
 

4.2 Stellungnahmen/Gutachten 
4.2.1 Auf Basis der in den Sitzungen und aufgrund der sonst zur Verfügung gestellten Pläne und sonstigen 

Unterlagen gewonnenen Erkenntnisse, haben jene BeirätInnen, die an der/den Sitzung(en) 
teilgenommen haben, eine Stellungnahme bzw. ein Gutachten zu erstellen.  

4.2.2 Vom Gestaltungsbeirat abgegebene Stellungnahmen bzw. Gutachten sind dem Bauwerber in 
Abschrift zu übermitteln. 

4.2.3 Ergibt die Vorprüfung des Bauvorhabens durch die Baubehörde, dass die im Datenblatt 
dokumentierten Gestaltungskriterien unzweifelhaft erhalten oder wiederhergestellt werden, kann auf 
die Einholung eines „Schutzzonengutachtens“ durch den Gestaltungsbeirat verzichtet werden. Auf 
Ersuchen der Baubehörde, ist die unzweifelhafte Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Gestaltungskriterien von einem Beirat/einer Beirätin schriftlich zu bestätigen. 

4.2.4 Werden Stellungnahmen oder Gutachten des Gestaltungsbeirates seitens der BauwerberInnen nicht 
berücksichtigt, obliegt es dem Ermessen der Baubehörde im Rahmen des Verwaltungsverfahrens, 
ein mit dem Projekt bereits befasstes oder sonstiges Mitglied (Beirat/Beirätin) des 
Gestaltungsbeirates nach Maßgabe der Bestimmungen des AVG, insbesondere § 52 AVG, als 
nichtamtlichen Sachverständigen heranzuziehen. Die Regelungen des AVG, insbesondere über den 
Sachverständigenbeweis, sowie die Führung des Verwaltungsverfahrens durch die Baubehörde, 
bleiben davon unberührt. 

 

4.3 Bericht im Ausschuss 
 

Mindestens zweimal pro Jahr berichtet der Gestaltungsbeirat dem „Ausschuss für Raumordnung, Kanal und 
Straße“ über seine Tätigkeit.  
 
5. Sitzungsteilnehmer: 
 
An den Sitzungen des Gestaltungsbeirates können des weiteren folgende Personen ohne Stimmrecht 
teilnehmen: 

- BürgermeisterIn 
- Vorsitzende(r) des „Ausschuss für Raumordnung, Kanal und Straße“ 
- Vertreter der Baubehörde sowie des Bauamtes 
- Angeforderte Sonderfachleute oder Behördenvertreter 
- Vertreter des Bauwerbers 
- Planverfasser 

 
6. Honorar 
 

6.1 Die Bezahlung der BeirätInnen erfolgt nach zeitlichem Aufwand (Stundenanzahl). Als Honorarbasis 
wird die Honorarrichtlinie der Bundeskammer für Architekten und Ingenieurkonsulenten (Allgemeiner 
Teil) herangezogen. Zur Berechnung gelangt der niedrigste Stundensatz der Kategorie A (konzeptive 
und strategische Aufgaben). 

6.2 Nebenkosten können nur nach Absprache mit der Marktgemeinde Hinterbrühl verrechnet werden. 
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Beschluss: Zustimmungen: 16 
 Gegenstimmen:   0 
 Stimmenthaltungen:   2 (A. Scherz, Haider-Kasztler) 
 
 
9. KU 25/2022 Bausperre gem. § 34 NÖ ROG 2014, Regelung Baufluchtlinien – 

Verlängerung um ein weiteres Jahr 
Über Teilbereiche der Hinterbrühl wurde in der Gemeinderatssitzung am 16.11.2022 TOP 
4 eine Bausperre gem. § 35 (1) NÖ ROG 2014 verhängt.  
Ziel der gegenständlichen Bausperre ist die Sicherung ortsbildprägender und 
ortsverträglicher Bebauungsstrukturen und deren harmonischer Weiterentwicklung, 
demnach sollen nun für den in der o. a. Plandarstellung abgegrenzten Teilbereich die 
Festlegung einer Anbaupflicht an Straßenfluchtlinien, vorderen Baufluchtlinien oder an 
Grundstücksgrenzen geprüft werden. Gleichzeitig sollen die bestehenden vorderen 
Baufluchtlinien in Hinblick auf eine allfällige Änderung evaluiert werden. Die Bausperre 
erfolgt zur Sicherung der Durchführung der beabsichtigten Bebauungsplanänderung in 
Hinblick auf eine Evaluierung und Überarbeitung der o. a. ortsbildrelevanten 
Bebauungsbestimmungen.  
Die Bausperre läuft am 16.11.2024 aus. Die Bausperre tritt 2 Jahre nach ihrer 
Kundmachung außer Kraft, wenn sie nicht zuvor aufgehoben oder vor Ablauf dieser Frist 
einmalig für ein Jahr verlängert wird. Die Bausperre soll nun verlängert werden. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, folgende Verordnung zu beschließen und die Bausperre um ein weiteres 

Jahr zu verlängern. 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Hinterbrühl beschließt in seiner Sitzung am 30.09.2024 unter TOP 9 
die am 16.11.2022 beschlossene Verordnung entsprechend dem §35 (3) des NÖ Raumordnungsgesetz 
2014 um ein Jahr zu verlängern.  

 
 

V E R O R D N U N G 
 

§1 

Bausperre 

 

Die Marktgemeinde Hinterbrühl beabsichtigt die Änderung des Bebauungsplans gem. §34 (1) NÖ ROG 2014 

idgF.  

Gemäß § 35 (1) NÖ ROG 2014 idgF. wird für die Katastralgemeinde Hinterbrühl für die in der Planbeilage, 

Plan Nr. R-1901/Bausperre_2022_Hauptstraße/Johannesstraße, dargestellten Bereiche eine Bausperre 

erlassen. 

 

§2 

Ziel und Zweck der Bausperre 

 

Gemäß §30 (2) Z 4 NÖ ROG 2014 können neben den in Abs. 1 vorgesehenen Regelungen für das Bauland 

auch Baufluchtlinien festgelegt werden. Weiters kann gemäß §30 (2) Z. 8 NÖ ROG 2014 auch eine 

Anbaupflicht an Straßen- oder Baufluchtlinien sowie an Grundstücksgrenzen festgelegt werden.  

Gem. §4 Z 4 NÖ BO 2014 sind Baufluchtlinien „Abgrenzungen innerhalb eines Grundstücks, über die mit 

Hauptgebäuden grundsätzlich nicht hinausgebaut werden darf“. 

Durch Baufluchtlinien werden somit die Anordnung von Hauptgebäuden genauer definiert und sowohl 

Vorgartentiefe als auch die Einhaltung bestimmter Gebäudefluchten in Hinblick auf den Schutz und die 

harmonische Weiterentwicklung des Ortsbilds geregelt.  

 

Die zentral im Ortskern gelegenen Straßenzüge Hauptstraße und Johannesstraße weisen ortsbildprägende 
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Bebauungsstrukturen auf. Die Hauptstraße ist in Teilbereichen durch die in geschlossener Bebauungsweise, 

großteils in einer Flucht errichteten Häuserfronten geprägt. Die Gebäude sind weitgehend direkt an der 

Straßenfluchtlinie angebaut oder in geringer Entfernung dazu errichtet und sind auch in ihrer Anordnung 

wesentliches Merkmal der ursprünglichen Straßenzüge.  

Andere Teilbereiche sind durch Vorgärten in variierender Tiefe, die sich aus dem Abstand zwischen 

Straßenfluchtlinie, vorderer Baufluchtlinie bzw. der Baukörperanordnung ergeben, gekennzeichnet. Für diese 

Bereiche ist im Bebauungsplan unabhängig von der Festlegung und Position einer vorderen Baufluchtlinie 

jedenfalls keine Anbaupflicht eingetragen.  

Im rechtskräftigen Bebauungsplan ist lediglich für einige wenige Grundstücke oder Grundstücksteilbereiche 

eine Anbaupflicht festgelegt. Die Lage der Baukörper auf den jeweiligen Bauparzellen ist jedoch u. a. in 

Zusammenhang mit der Topografie des Ortsbereichs der KG Hinterbrühl maßgeblich für deren mögliche 

Höhenentwicklung und Volumen und damit für das Erscheinungsbild und die Auswirkungen auf die 

bestehenden Bebauungs- und Siedlungsstrukturen. In Zusammenhang mit den zunehmenden Tendenzen zu 

innerörtlichen Nachverdichtungen und Änderungen/Erneuerungen bestehender Nutzungs- und 

Bebauungsstrukturen ergibt sich aus Sicht der Gemeinde ein erhöhter Regelungsbedarf im Bebauungsplan.  

 

Im Hinblick auf eine Sicherung ortsbildprägender und ortsverträglicher Bebauungsstrukturen und deren 

harmonischer Weiterentwicklung sollen nun für den in der o. a. Plandarstellung abgegrenzten Teilbereich die 

Festlegung einer Anbaupflicht an Straßenfluchtlinien, vorderen Baufluchtlinien oder an Grundstücksgrenzen 

geprüft werden.  

Gleichzeitig sollen die bestehenden vorderen Baufluchtlinien in Hinblick auf eine allfällige Änderung evaluiert 

werden.  

 

Die Bausperre erfolgt zur Sicherung der Durchführung der beabsichtigten Bebauungsplanänderung in 

Hinblick auf eine Evaluierung und Überarbeitung der o. a. ortsbildrelevanten Bebauungsbestimmungen.  

Die Verordnung der Bausperre verfolgt den Zweck, die Durchführung von Bauvorhaben, die dem genannten 

Ziel möglicherweise entgegenstehen, so lange zu unterbinden, bis der Bebauungsplan mit präzisierten 

Zielvorstellungen und geänderten Bebauungsbestimmungen verordnet wurde.  

 

Zur Sicherung der Planungsabsichten der Marktgemeinde Hinterbrühl wird die gegenständliche Bausperre 

erlassen.  

 

§3 

Wirkung 

 

Gemäß § 35 (4) NÖ ROG 2014 hat diese Bausperre die Wirkung, dass eine Bauplatzerklärung nicht erfolgen 

darf und Vorhaben nach § 14 u. § 15 NÖ BO 2014 idgF. unzulässig sind, wenn durch sie der Zweck der 

Bausperre gefährdet würde.  

Bauverfahren, die im Zeitpunkt der Kundmachung der Bausperre bereits anhängig waren, werden hierdurch 

nicht berührt.  

 

§4 

Geltungsdauer 

 

Die Verordnung tritt gemäß § 59 Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung mit dem Tag der Kundmachung in Kraft. 

 

 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
 
10. Sondernutzungen 
a) SN 10/2024 
Sondernutzungsvereinbarung betreffend GRST 144, EZ 1301 , KG Hinterbrühl (Beilage 3) 
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Auf dem Grundstück GRST 111/3 (EZ 621), KG Hinterbrühl wurde eine Tiefgarage 
errichtet. Die Eigentümer haben um eine Genehmigung der Gehsteigüberfahrt angesucht. 
Vor der Liegenschaft befindet sich die gemeindeeigene Liegenschaft GRST 144, EZ 1301. 
Auf dieser soll eine befestigte Grundstücksein- und Ausfahrt errichtet werden. Für diese 
soll eine Sondernutzung eingeräumt werden. Für die Überfahrt wird ein Entgelt in der 
Höhe von 33,88 EUR festgelegt.  Laut Vereinbarung wird ein Nutzungsentgelt in Höhe von 
33,88 EUR (Brutto = Netto) jährlich vorgeschrieben und gemäß Verbraucherpreisindex 
2010 (VPI 2010) jährlich wertgesichert. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, der Sondernutzungsvereinbarung wie vorgebracht zuzustimmen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
b) SN 23/2024 
Sondernutzungsvereinbarung betreffend GRST 344, EZ 1301,  KG Hinterbrühl (Beilage 4) 
Auf dem Grundstück GRST 325/7 (EZ 1601), KG Hinterbrühl wurde ein Einfamilienhaus 
errichtet. Die Eigentümer haben um eine Genehmigung für die Gehsteigüberfahrt 
angesucht. Vor der Liegenschaft befindet sich die gemeindeeigene Liegenschaft GRST 
344, EZ, 1301. Auf dieser soll eine befestigte Grundstücksein- und Ausfahrt errichtet 
werden. Für diese soll eine Sondernutzung eingeräumt werden. Für die Überfahrt wird ein 
Entgelt in der Höhe von 33,88 EUR festgelegt.  Laut Vereinbarung wird ein 
Nutzungsentgelt in Höhe von 33,88 EUR (Brutto = Netto) jährlich vorgeschrieben und 
gemäß Verbraucherpreisindex 2010 (VPI 2010) jährlich wertgesichert. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, der Sondernutzungsvereinbarung wie vorgebracht zuzustimmen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
c) SN 24/2024 
Sondernutzungsvereinbarung betreffend GRST 516/8, EZ 1301, KG Hinterbrühl (Beilage 
5) 
Auf dem Grundstück GRST 466/13 (EZ 1052), KG Hinterbrühl wurde ein Einfamilienhaus 

errichtet. Die Eigentümer haben um eine Genehmigung für die Gehsteigüberfahrt 

angesucht. Vor der Liegenschaft befindet sich die gemeindeeigene Liegenschaft GRST 

516/8, EZ, 1301. Auf dieser soll eine befestigte Grundstücksein- und Ausfahrt errichtet 

werden. Für diese soll eine Sondernutzung eingeräumt werden. Für die Überfahrt wird ein 

Entgelt in der Höhe von 33,88 EUR festgelegt.  Laut Vereinbarung wird ein 

Nutzungsentgelt in Höhe von 33,88 EUR (Brutto = Netto) jährlich vorgeschrieben und 

gemäß Verbraucherpreisindex 2010 (VPI 2010) jährlich wertgesichert. 

Bgm. Moser stellt den 
Antrag, der Sondernutzungsvereinbarung wie vorgebracht zuzustimmen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
d) SN 43/2024  
Sondernutzungsvereinbarung betreffend GRST 303, EZ 200, KG Sparbach (Beilage 6) 
Auf dem Grundstück GRST 145/11 (EZ 233), KG Sparbach wurde ein Einfamilienhaus 
errichtet. Die Eigentümer haben um eine Genehmigung für die Gehsteigüberfahrt 
angesucht. Vor der Liegenschaft befindet sich die gemeindeeigene Liegenschaft GRST 
303, EZ 200. Auf dieser soll eine befestigte Grundstücksein- und Ausfahrt errichtet 
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werden. Für diese soll eine Sondernutzung eingeräumt werden. Für die Überfahrt wird ein 
Entgelt in der Höhe von 33,88 EUR festgelegt.  Laut Vereinbarung wird ein 
Nutzungsentgelt in Höhe von 33,88 EUR (Brutto = Netto) jährlich vorgeschrieben und 
gemäß Verbraucherpreisindex 2010 (VPI 2010) jährlich wertgesichert. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, der Sondernutzungsvereinbarung wie vorgebracht zuzustimmen. 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
11. Förderung anderer Veranstaltungen über Kultur-ABO 2024/2025 
Inhaber des Kultur-Abos 2024/2025 sollen die Möglichkeit bekommen Karten für die 
Theatervorstellung der Hinterbrühler Theaterspieler im Oktober 2024 zum halben Preis zu 
erhalten. Die Abrechnung erfolgt über die Hinterbrühler Theaterspieler mit Bekanntgabe 
der Namen, um zu kontrollieren ob die jeweilige Person im Besitz eines Kultur-Abos 
2024/2025 ist. Der Differenzbetrag auf den Kartenpreis wird nach Rechnungslegung der 
Hinterbrühl Theaterspieler an die Gemeinde, dem Verein überwiesen. In den letzten 
Jahren waren es max, 2-3 Karten im Jahr. Die Kosten werden auf das Konto 1/3690-7570 
verbucht. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag, der Förderung wie vorgebracht zuzustimmen.  
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 
12. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
Der Vorsitzende schließt die öffentliche Sitzung um 20.52 Uhr.  
 
Über den nicht öffentlichen Teil der Sitzung wird eine eigene Niederschrift verfasst. 
 
 
 
 
 
__________________________  __________________________ 
             Schriftführer      Vorsitzender 
          (Julia Holzer)                         (Bgm. Mag. Erich Moser) 
 
Für die Fraktionen: 
 
 
 
___________________________   ___________________________ 
ÖVP (gfGR Dr. Hansjörg Preiss)   UBL (gfGR Johanna Riedl) 
 
 
 
___________________________ ____________________________ 
SPÖ (gfGR Heinrich Holzer) FPÖ (GR Mag.rer.soc.oec Robert Prasnikar) 
 


